
1. Satzung vom _________ zur Änderung der Geschä�sordnung des Rates der Gemeinde Ve�weiß 
vom 23.03.2023 

 

Der Rat der Gemeinde Ve�weiß hat in seiner Sitzung am _________ die folgende 1. Änderung der 

Geschä sordnung des Rates der Gemeinde Ve�weiß vom 23. März 2023 beschlossen:  

 
Ar#kel 1 
§ 1 erhält folgende neue Fassung: 
 
(1) Der Bürgermeister bzw. Die Bürgermeisterin beru  den Rat ein, so o  es die Geschä slage 

erfordert, jedoch soll er bzw. sie den Rat mindestens alle zwei Monate einberufen. Der Rat ist 

unverzüglich einzuberufen, wenn mindestens ein Fün el der Ratsmitglieder oder eine Frak0on unter 

Angabe der zur Beratung zu stellenden Gegenstände dies verlangen. 

 

(2) Die Einberufung erfolgt im Verhinderungsfall der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters durch die 

ehrenamtliche stellvertretende Bürgermeisterin oder den ehrenamtlich stellvertretenden 

Bürgermeister. 

 
(3) Die Einberufung erfolgt durch Übersendung einer Einladung an alle Ratsmitglieder. Die Einladung 

erfolgt in elektronischer Form. Auf Antrag kann an Stelle einer elektronischen Einladung diese auch 

schri lich auf postalischem Wege erfolgen. 

 

(4) In der Einladung sind Zeit, Ort und Tagesordnung anzugeben. Ihr können Erläuterungen zu den 

einzelnen Verhandlungsgegenständen (Vorlagen) beigegeben werden. Die Übersendung dieser 

Vorlagen richtet sich nach der jeweiligen Form der Übersendung i.S.v. § 1 Abs. 3 der Geschä sordnung. 

Vorlagen, die für nichtöffentliche Sitzungen bes0mmt sind, können nur dann auf elektronischem Wege 

übermi�elt werden, wenn sichergestellt ist, dass ein unberech0gter Zugriff Dri�er auf diese Dateien 

nicht möglich ist.  
 

(5) Wird die Ratssitzung in digitaler oder hybrider Form durchgeführt, sind den Ratsmitgliedern die 

Daten, die den Zugang zum Videokonferenzsystem und zum Abs0mmungssystem ermöglichen 

(Zugangsdaten), rechtzei0g vor der Sitzung in elektronischer Form zur Verfügung zu stellen.  

 

(6) Die Öffentlichkeit ist über den Zugang zu einer digitalen oder hybriden Sitzung durch einen 

entsprechenden Hinweis auf der Internetseite der Gemeinde Ve�weiß unter www.ve�weiss.de zu 

unterrichten. Dort ist über das Verfahren zu informieren, mi�els dessen Zuhörerinnen und Zuhörer 

einer digitalen oder hybriden Sitzung die Daten, die den Zugang zum Videokonferenzsystem für 

Zuhörerinnen und Zuhörer (Zugangsdaten) ermöglichen, erhalten. Eine Anmeldung nach § 3 Abs. 1 Satz 
2 Digitalsitzungsverordnung muss spätestens acht Stunden vor der Sitzung erfolgen. Im Übrigen richtet 

sich das Verfahren nach § 3 Abs. 1 Sätze 2 – 4 Digitalsitzungsverordnung. 

 

Ar#kel 2 
§ 6 Absätze 1, 6 und 7 erhalten folgende neue Fassung: 
 
(1) Die Sitzungen des Rates sind öffentlich. 

 

Jede Person hat das Recht, als Zuhörer bzw. Zuhörerin an öffentlichen Ratssitzungen teilzunehmen, 

soweit dies die räumlichen Verhältnisse gesta�en. Die Zuhörer sind - außer im Falle des § 20 
(Einwohnerfragestunde) - nicht berech0gt, das Wort zu ergreifen oder sich sonst an den Verhandlungen 

des Rates zu beteiligen. 

 

(6) Bei digitalen oder hybriden Sitzungen hat jede Person das Recht, digital als Zuhörer/in 

teilzunehmen. Die Zurverfügungstellung der Daten, die den Zugang zum Videokonferenzsystem 



ermöglichen (Zugangsdaten), richten sich nach § 1 Abs. 6 dieser Geschä sordnung. Digital 

teilnehmende Zuhörer/innen sind vorbehaltlich der Regelung in § 20 dieser Geschä sordnung nicht 

berech0gt, sich an der Sitzung zu beteiligen; dies gilt auch für die op0sche Kundgabe von Zus0mmung 

oder Missbilligung. 

 

(7) Ist die Öffentlichkeit von der Beratung bei digitalen oder hybriden Sitzungen ausgeschlossen, haben 

die digital teilnehmenden Ratsmitglieder in ihrem Verantwortungsbereich den erforderlichen 

Datenschutz sicherzustellen und am Ort ihrer Sitzungsteilnahme zu verhindern, dass Dri�e die Inhalte 
der nichtöffentlichen Beratung ganz oder teilweise wahrnehmen können. Dies gilt sowohl für die Bild- 

als auch für die Tonübertragung. Diese Pflicht ist Bestandteil der Verschwiegenheitspflicht nach § 30 

Abs. 1 GO NRW. Vor Beginn eines nichtöffentlichen Sitzungsteils hat die Sitzungsleitung die 

Gremienmitglieder auf ihre Pflichten hinzuweisen. Bei erkennbaren Verstößen (z.B. Teilnahme eines 

Ratsmitglieds im öffentlichen Raum im Nahbereich anderer Personen) kann der Vorsitzende bzw. die 

Vorsitzende gegenüber dem betreffenden Ratsmitglied die Rechte nach § 19 dieser Geschä sordnung 

wahrnehmen. 

 

Ar#kel 3 
§ 10 Absatz 2 erhält folgende neue Fassung: 
 
(2) Mitglieder der Ausschüsse können an den nichtöffentlichen Sitzungen des Rates als 

Zuhörer/Zuhörerin teilnehmen. Die Teilnahme als Zuhörer/Zuhörerin begründet keinen Anspruch auf 

Ersatz des Verdienstausfalls und auf Zahlung von Sitzungsgeld (§ 48 Abs. 5 GO NRW).  

 

Ar#kel 4 
§ 14 Absatz 5 erhält folgende neue Fassung: 
 

(5) Die Sitzung ist unverzüglich zu unterbrechen, wenn ein Ratsmitglied eine Störung der Bild-Ton-

Übertragung, die es an einer ordnungsgemäßen Sitzungsteilnahme hindert, rügt oder wenn die 
Sitzungsleitung auf andere Weise Kenntnis von einer solchen Störung erhält. Die Meldung einer 

Störung kann über eine telefonische Verbindung erfolgen (zweiter Meldeweg), deren Telefonnummer 

den Ratsmitgliedern vor Beginn einer digitalen oder hybriden Sitzung mitzuteilen ist; die Mi�eilung der 

Telefonnummer soll mit der Zurverfügungstellung der Einwahldaten (§ 1 Abs. 5) verbunden werden.  

 

Ar#kel 5 
§ 15 Absatz 1 erhält folgende neue Fassung: 
 

(1) Ratsmitglieder müssen bei digitalen oder hybriden Sitzungen jederzeit durch Bildübertragung für 

die Sitzungsleitung, die anderen Ratsmitglieder und die Öffentlichkeit wahrnehmbar sein. Bei 
Wortbeiträgen müssen die Ratsmitglieder mit Bild und Ton wahrnehmbar sein. Außerhalb von 

Wortbeiträgen sind die Mikrofone der Ratsmitglieder stumm zu stellen; ihnen muss es jederzeit 

während der Sitzung technisch möglich sein, die Wahrnehmbarkeit mit Bild und Ton herzustellen, 

solange die Ratsmitglieder nicht aufgrund einer anderen Regelung dieser Geschä sordnung, der 

Hauptsatzung der Gemeinde Ve�weiß oder der Gemeindeordnung NRW verpflichtet sind, ihre 

Mikrofone stumm zu stellen und/oder die Bildübertragung zu unterbrechen (z.B. im Falle des 

Ausschlusses nach § 9 Abs. 2 dieser Geschä sordnung oder beim Entzug des Rederechts nach § 22 

dieser Geschä sordnung). 

 

Ar#kel 6 
§ 16 erhält folgende neue Fassung: 
 
(1) Anträge zur Geschä sordnung können jederzeit von jedem Mitglied des Rates gestellt werden. Dazu 

gehören insbesondere folgende Anträge: 

a) auf Schluss der Aussprache,  



b) auf Schluss der Rednerliste,  

c) auf Verweisung an einen Ausschuss oder an den Bürgermeister,  

d) auf Vertagung,  

e) auf Unterbrechung oder AuPebung der Sitzung,  

f) auf Ausschluss oder Wiederherstellung der Öffentlichkeit,  

g) auf namentliche oder geheime Abs0mmung,  

h) auf Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesordnung. 

 
Anträge auf Schluss der Aussprache (lit. a) und Schluss der Rednerliste (lit. b) können nur von 

Mitgliedern des Rates gestellt werden, die sich bis zu dem Antrag nicht an der Beratung beteiligt haben. 

Wird ein solcher Antrag gestellt, so gibt der/die Vorsitzende die bereits vorliegenden Wortmeldungen 

bekannt. 

 

(2) Wird ein Antrag zur Geschä sordnung gestellt, so darf noch je ein Mitglied des Rates für und gegen 

diesen Antrag sprechen. Anschließend ist über den Antrag abzus0mmen. In den Fällen des § 18 Abs. 6 

und 7 bedarf es keiner Abs0mmung. 

 

(3) Über Anträge zur Geschä sordnung hat der Rat gesondert vorab zu entscheiden. Werden mehrere 
Anträge zur Geschä sordnung gleichzei0g gestellt, so ist über den jeweils weitestgehenden Antrag 

zuerst abzus0mmen. In Zweifelsfällen bes0mmt der Bürgermeister bzw. die Bürgermeisterin die 

Reihenfolge der Abs0mmung. 

 
Ar#kel 7 
§ 17 en0ällt.  
 
Ar#kel 8 
§ 18 wird zu § 17. 
§ 19 wird zu § 18. 
§ 20 wird zu § 19. 
 
Ar#kel 9 
§ 21 wird zu § 20 und Absatz 1 erhält folgende neue Fassung: 
 
(1) Im öffentlichen Teil jeder Ratssitzung ist eine Fragestunde für Einwohner bzw. Einwohnerinnen in 

die Tagesordnung aufzunehmen. Jeder Einwohner/jede Einwohnerin der Gemeinde ist berech0gt, nach 

Aufruf des Tagesordnungspunktes mündliche Anfragen an den Bürgermeister bzw. die Bürgermeisterin 

zu richten. Die Anfragen müssen sich auf Angelegenheiten der Gemeinde beziehen. Den 

Einwohnerinnen und Einwohnern wird bei digitalen und hybriden Sitzungen ein nach § 1 Abs. 6 dieser 
Geschä sordnung geschützter Zugang mit Rederecht eingeräumt. 
 
Ar#kel 10 
§ 22 wird zu § 21 und die Absätze 2 und 5 erhalten folgende neue Fassung:   
 

(2) Abweichend dazu kann eine geheime Wahl durchgeführt werden, wenn mindestens ein Fün el der 

Ratsmitglieder dies beantragt. Auf dem S0mmze�el ist der Name des bzw. der zu Wählenden 

anzugeben oder anzukreuzen. Unbeschri ete S0mmze�el gelten als S0mmenthaltung. 

 

(5) Für Wahlen im Rahmen einer digitalen oder hybriden Sitzung gilt § 18 Abs. 3 bis 5 dieser 
Geschä sordnung entsprechend. 

 
 
 
 



Ar#kel 11 
§ 23 (Ordnungsgewalt und Hausrecht) wird zu § 22 (Ordnung in Sitzungen) und erhält folgende neue 
Fassung:   
 
(1) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister eröffnet, leitet und schließt die Ratssitzungen, 

handhabt die Ordnung und übt das Hausrecht aus (vgl. § 51 Abs. 1 GO NRW).  

 

(2) Ratsmitglieder, die von dem Verhandlungsgegenstand abweichen, können von der Bürgermeisterin 
oder dem Bürgermeister zur Sache verwiesen werden. Wenn ein Ratsmitglied die Ordnung oder die 

Würde des Rates verletzt, wird es ermahnt, wieder zur Ordnung zurückzufinden oder ihre oder seine 

Ausführungen zu berich0gen. Ein Ratsmitglied kann auch ohne vorherige Ermahnung unter Nennung 

des Namens zur Ordnung gerufen werden. Dies kann auch in der nächsRolgenden Sitzung geschehen. 

Die Ordnungsmaßnahmen und der Anlass hierzu dürfen in dieser Sitzung nicht zum Gegenstand von 

Erörterungen gemacht werden. Ist das Ratsmitglied in der Deba�e zum selben Tagesordnungspunkt 

dreimal zur Sache oder zur Ordnung gerufen und beim zweiten Mal auf die Folgen eines dri�en Sach- 

oder Ordnungsrufes hingewiesen worden, so wird ihr oder ihm das Wort entzogen. Einem Redner/einer 

Rednerin, dem/der das Wort entzogen ist, darf es in derselben Ratssitzung zu dem betreffenden 

Tagesordnungspunkt nicht wieder erteilt werden. 
 

(3) Darüber hinaus kann die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister Redner, die ohne Worterteilung 

das Wort an sich reißen oder die vorgeschriebene Redezeit trotz entsprechender Abmahnung 

überschreiten, zur Ordnung rufen. § 51 Abs. 5 GO NRW gilt entsprechend. 

 

(4) Entsteht während einer Sitzung des Rates unter den Zuhörenden störende Unruhe, so kann die 

Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister nach vorheriger Abmahnung den für die Zuhörenden 

bes0mmten Teil des Sitzungssaales räumen lassen, wenn die störende Unruhe auf andere Weise nicht 

zu besei0gen ist.  

 
Ar#kel 12 
§ 24 en0ällt.  
§ 25 en0ällt. 
§ 26 en0ällt. 
 

Ar#kel 13 
§ 27 wird zu § 23. 
§ 28 wird zu § 24. 
 
Ar#kel 14 
§ 29 wird zu § 25 und erhält folgende neue Fassung: 
 
Auf das Verfahren in den Ausschüssen finden grundsätzlich die für den Rat geltenden Vorschri en 

entsprechend Anwendung, soweit nicht § 26 dieser Geschä sordnung abweichende Regelungen 

enthält. 

 
Ar#kel 15 
§ 30 wird zu § 26 und die Absätze 6 ff. erhalten folgende neue Fassung: 
 
(6) An den nichtöffentlichen Sitzungen eines Ausschusses können die stellvertretenden 
Ausschussmitglieder, die Mitglieder anderer Ausschüsse sowie alle Ratsmitglieder als Zuhörende 

teilnehmen.  

 



(7) §§ 16, 17 dieser Geschä sordnung finden auf sachkundige Einwohnerinnen und Einwohner keine 

Anwendung. 

 

(8) In den Ausschüssen ist eine Niederschri  über die Beschlüsse aufzunehmen. Die Niederschri  ist 

dem Bürgermeister bzw. der Bürgermeisterin und den Ausschussmitgliedern in der Form zuzuleiten, 

wie auch die Einberufung erfolgt. Dabei ist sicherzustellen, dass unberech0gte Dri�e keinen Zugriff auf 

den Teil der Niederschri  nehmen können, die in nichtöffentlicher Sitzung behandelt wurden. 

 
(9) § 12 Abs. 6 dieser Geschä sordnung findet auf Ausschüsse keine Anwendung. 

  
Ar#kel 16 
§ 31 wird zu § 27. 
§ 32 wird zu § 28. 
§ 33 wird zu § 29. 
§ 34 wird zu § 30. 
§ 35 wird zu § 31. 
§ 36 wird zu § 32. 
 
Ar#kel 17 
Inkra�treten  
 
Diese 1. Satzung zur Änderung der Geschä sordnung des Rates der Gemeinde Ve�weiß vom 

23.03.2023 tri� mit dem Tage nach der Beschlussfassung in Kra . 




